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A. Zielsetzung 

Der Vertrag vom 19. Mai 1995 soll den Übergang über die deutsch-
tschechische Grenze, die gleichzeitig EU-Außengrenze ist, erleichtern 
und beschleunigen und damit die nachbarlichen Beziehungen weiter 
verstärken. 

B. Lösung 

Der Vertrag vom 19. Mai 1995 enthält die hierfür notwendigen Rege-
lungen. Insbesondere ermöglicht er, daß die Grenzabfertigung der 
einen Vertragspartei auf dem Hoheitsgebiet der anderen Vertragspar-
tei vorgenommen werden kann — eine wesentliche Voraussetzung für 
die Errichtung zusammenliegender Grenzdienststellen auf dem Terri-
torium einer der beiden Vertragsparteien. 

Der neue Vertrag ist nach Artikel 59 Abs. 2 des Grundgesetzes 
zustimmungsbedürftig. Mit dem vorliegenden Gesetz soll der Vertrag 
die für die Ratifikation erforderliche Zustimmung der Gesetzgebungs-
körperschaften erhalten. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Durch die Ausführung des Gesetzes selbst entstehen keine Kosten. 
Soweit aufgrund des Vertrags mit der Tschechischen Republik Verein-
barungen über den Aus- oder Neubau von Gemeinschaftszollanlagen 
an der deutsch-tschechischen Grenze abgeschlossen werden, sind 
die dafür entstehenden Kosten z. Z. noch nicht abzuschätzen; sie 
werden sich jedoch in zweistelliger Millionenhöhe bewegen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (432) — 521 05 — Gr 19/95 Bonn, den 20. Oktober 1995 

An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 19. Mai 1995 zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Tschechischen Republik über Erleichterungen der 
Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr mit Begrün-
dung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 689. Sitzung am 13. Oktober 1995 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 
zu dem Vertrag vom 19. Mai 1995 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 

über Erleichterungen der Grenzabfertigung 
im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr 

Vom ... 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 
Dem in Fu rth im Wald am 19. Mai 1995 unterzeichneten Vertrag zwischen der 

Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik über Erleichterun-
gen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr wird 
zugestimmt. Der Vertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Die Bundesministerien des Innern und der Finanzen werden jeweils für ihren 
Geschäftsbereich ermächtigt, ohne Zustimmung des Bundesrates die Rechtsver-
ordnungen zu erlassen, die zur Durchführung der Vereinbarungen nach Artikel 1 
Abs. 3 des Vertrags über 

a) die Errichtung zusammenliegender und vorgeschobener Grenzdienststellen 
einschließlich ihres Amtsbereichs, 

b) die Strecken, auf denen die Bediensteten beider Vertragsparteien in den 
Verkehrsmitteln während der Fahrt die Grenzabfertigung vornehmen, 

erforderlich sind. 

Artikel 3 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 28 Abs. 2 in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 
Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes 
erforderlich, weil die in Artikel 15 des Vertrags vorgesehene Befreiung von Ein-
und Ausfuhrabgaben auch Steuern einschließt, deren Aufkommen ganz oder zum 
Teil den Ländern oder den Gemeinden zufließt. 

Zu Artikel 2 
Vereinbarungen nach Artikel 1 Abs. 3 des Vertrags sollen, soweit erforderlich, 
durch Erlaß von Rechtsverordnungen innerstaatlich durchgeführt werden. Aus 
sachlichen Gründen ist geboten, diese Rechtsverordnungen ohne Zustimmung 
des Bundesrates zu erlassen. Es wird sich entsprechend den Bedürfnissen des 
grenzüberschreitenden Verkehrs häufig die Notwendigkeit ergeben, die Verein-
barungen kurzfristig zu ändern (z. B. bei Fahrplanänderungen oder Baumaß-
nahmen innerhalb der Grenzabfertigungsanlagen). Die Umsetzung der Vereinba-
rungen im innerstaatlichen Bereich wäre in der kurzen zur Verfügung stehenden 
Zeit kaum möglich, wenn die Zustimmung des Bundesrates erforderlich wäre. 

Zu Artikel 3 
Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 28 
Abs. 2 in  Kraft  tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 
Durch die Ausführung des Gesetzes selbst werden Bund, Länder und Gemeinden 
nicht mit Kosten belastet. 

Soweit durch die Vereinbarungen, die aufgrund des Vertrags abgeschlossen 
werden, Kosten entstehen, ist darüber im Zusammenhang mit den Vereinbarun-
gen zu gegebener Zeit zu befinden. So sind alle an der deutsch-tschechischen 
Grenze bereits bestehenden Gemeinschaftszollanlagen dem sprunghaft  ange-
stiegenen Verkehrsaufkommen nicht mehr gewachsen und müssen erneuert oder 
neu errichtet werden. Die Höhe der Kosten für den Aus- oder Neubau von 
Gemeinschaftszollanlagen einschließlich der zugehörigen Infrastrukturen (Stra-
ßen- und Autobahnanbindungen, Brücken, Abfertigungsgebäude) läßt sich der-
zeit nicht beziffern. Es wird angestrebt, mit der Tschechischen Republik. eine 
Vereinbarung zu treffen, wonach jeder Staat die Gemeinschaftszollanlagen auf 
seinem Gebiet finanziert und der Nachbarstaat für deren Mitbenutzung Miete 
zahlt. 

Etwaige Auswirkungen auf Einzelpreise und das allgemeine Preisniveau, insbe-
sondere das Verbraucherpreisniveau, sind erst dann abzuschätzen. 
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Vertrag 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Tschechischen Republik 
über Erleichterungen der Grenzabfertigung 
im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr 

Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Tschechische Republik — 

in der Absicht, die Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen-
und Schiffsverkehr zwischen beiden Staaten zu erleichtern — 

sind wie folgt übereingekommen: 

Abschnitt 1 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

(1) Die Vertragsparteien treffen alle erforderlichen Maßnahmen, 
um die Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsver-
kehr zwischen beiden Staaten zu erleichtern und zu beschleuni-
gen. 

(2) Grenzdienststellen der einen Vertragspartei oder Bedienste-
te solcher Stellen können nach Maßgabe des Absatzes 3 die 
Grenzabfertigung auf dem Hoheitsgebiet der anderen Vertrags-
partei vornehmen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien bestimmen 
durch Vereinbarung, in welchen Fällen, in welchem Umfang und in 
welcher Zone die Grenzabfertigung der einen Vertragspartei auf 
dem Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei vorgenommen 
wird. Sie können die Grenzabfertigung während der Fahrt im Zuge 
und auf Schiffen auf bestimmten Strecken sowie die Errichtung 
vorgeschobener Grenzdienststellen der einen Vertragspartei auf 
dem Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei vereinbaren. 

(4) Die Vertragsparteien behalten sich das Recht vor, in Aus-
nahmefällen kurzfristig und vorübergehend die Kontrolle vom 
Gebietsstaat auf das eigene Hoheitsgebiet zurückzuverlagern. 
Der Gebietsstaat wird über eine solche Verlagerung möglichst 
vorher unterrichtet. 

Artikel 2 

Im Sinne dieses Vertrags bezeichnen die Begriffe 

a) „Grenzabfertigung" die Durchführung aller Vorschriften der 
Vertragsparteien, die aus Anlaß des Grenzübertritts von Per-
sonen und der Ein-, Aus- und Durchfuhr von Waren, ein-
schließlich der Transportmittel, oder von Werten, die den 
Devisenbestimmungen unterliegen, anzuwenden sind; 

b) „Gebietsstaat" den Staat, auf dessen Hoheitsgebiet die andere 
Vertragspartei vorgeschobene Grenzdienststellen errichtet 
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oder sonst die Grenzabfertigung von ihren Bediensteten vor-
nehmen läßt; 

c) „Nachbarstaat" die andere Vertragspartei; 

d) „Bedienstete" die Personen, die als Angehörige der für die 
Grenzabfertigung zuständigen Behörden ihren Dienst bei den 
vorgeschobenen Grenzdienststellen oder in Verkehrsmitteln 
während der Fahrt ausüben, sowie die mit der Dienstaufsicht 
beauftragten Personen; 

e) „Zone" den Bereich des Gebietsstaats, in dem die Bedienste-
ten des Nachbarstaats berechtigt sind, die Grenzabfertigung 
vorzunehmen. 

Artikel 3 

(1) Für die Grenzabfertigung durch Bedienstete des Nachbar-
staats finden im Gebietsstaat die Vorschriften des Nachbarstaats 
nach Maßgabe dieses Vertrags Anwendung. Im übrigen gilt das 
Recht des Gebietsstaats. 

(2) Die in der gemäß Artikel 1 Absatz 3 bestimmten Zone von 
den Bediensteten des Nachbarstaats durchgeführten Amtshand-
lungen gelten als in der Gemeinde des Nachbarstaats durchge-
führt, in deren Gebiet sich der zugehörige Grenzübergang befin-
det. 

(3) Wird in der Zone gegen die in Artikel 2 Buchstabe a genann-
ten Vorschriften des Nachbarstaats verstoßen, so gelten diese 
Zuwiderhandlungen als in der im Absatz 2 genannten Gemeinde 
begangen. 

Artikel 4 

(1) Die Grenzabfertigung des Ausgangsstaats wird vor der 
Grenzabfertigung des Eingangsstaats durchgeführt, sofern nicht 
Artikel 5 Anwendung findet. 

(2) Nach Beginn der Grenzabfertigung durch Bedienstete des 
Ausgangsstaats dürfen die Bediensteten des Eingangsstaats mit 
der Grenzabfertigung der von den Bediensteten des Ausgangs-
staats bereits abgefertigten Personen und Waren einschließlich 
sonstiger Werte, die den Devisenbestimmungen unterliegen, be-
ginnen. Dies gilt auch, wenn der Ausgangsstaat auf die Grenzab-
fertigung verzichtet hat. 

(3) Nach Beginn der Grenzabfertigung durch Bedienstete des 
Eingangsstaats gemäß Absatz 2 dürfen die Bediensteten des 
Ausgangsstaats Grenzabfertigungshandlungen nicht mehr vor-
nehmen. Wenn sich jedoch nach Beginn der Eingangsabfertigung 
der Verdacht einer strafbaren Handlung ergibt oder wenn nach-
träglich bekannt wird, daß sich eine Person, nach der zur Festnah-
me gefahndet wird oder die in Gewahrsam zu nehmen ist, in der 
Zone befindet, sind die Bediensteten des Ausgangsstaats mit 
Einverständnis der Bediensteten des Eingangsstaats berechtigt, 
Grenzabfertigungshandlungen nachzuholen oder wiederaufzu-
nehmen. 

Artikel 5 

Die Bediensteten der Vertragsparteien dürfen im gegenseitigen 
Einvernehmen von der im Artikel 4 Absatz 1 vorgesehenen Rei-
henfolge abweichen, wenn es im Interesse einer raschen Grenz-
abfertigung geboten ist. In diesen Ausnahmefällen dürfen die 
Bediensteten des Eingangsstaats Festnahmen oder Ingewahr-
samnahmen von Personen oder Beschlagnahmen von Waren erst 
nach Beendigung der Grenzabfertigung durch die Bediensteten 
des Ausgangsstaats vornehmen. Sie führen, wenn sie eine solche 
Maßnahme treffen wollen, diese Personen und Waren einschließ-
lich sonstiger Werte, die den Devisenbestimmungen unterliegen, 
den Bediensteten des Ausgangsstaats zu, wenn die Grenzabferti-
gung durch die Bediensteten des Ausgangsstaats hinsichtlich 
dieser Personen und Waren noch nicht beendet ist. Wollen die 
Bediensteten des Ausgangsstaats ihrerseits Festnahmen, In-
gewahrsamnahmen oder Beschlagnahmen vornehmen, so ge-
bührt ihnen der Vorrang. Die Bestimmungen des Artikels 7 bleiben 
unberührt . 
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Artikel 6 

Die Bediensteten des Nachbarstaats dürfen, soweit dieser Ver-
trag nicht etwas anderes bestimmt, alle Vorschriften ihres Staats 
über die Grenzabfertigung, einschließlich der Regelungen über 
entsprechende Befugnisse, im Gebietsstaat in gleicher Weise, in 
gleichem Umfang und mit gleichen Folgen wie im eigenen Staat 
anwenden. 

Artikel 7 

(1) Zu den in Artikel 6 erwähnten Befugnissen gehört auch das 
Recht der Festnahme, Ingewahrsamnahme, Zurückweisung und 
das Recht zur Verbringung in den Nachbarstaat. Die Bediensteten 
des Nachbarstaats sind jedoch nicht befugt, Angehörige des 
Gebietsstaats auf dessen Hoheitsgebiet festzunehmen, in Ge-
wahrsam zu nehmen, in Haft  zu halten oder in den Nachbarstaat 
zu verbringen. Sie dürfen aber diese Personen der eigenen vorge-
schobenen Grenzdienststelle oder, wenn eine solche nicht be-
steht, der Grenzdienststelle des Gebietsstaats zur schriftlichen 
Aufnahme des Sachverhalts zwangsweise vorführen. 

(2) Bei Maßnahmen nach Absatz 1 ist unverzüglich ein Bedien-
steter des Gebietsstaats hinzuzuziehen. 

(3) Das Asylrecht des Gebietsstaats bleibt unberüh rt . 

Artikel 8 

(1) Auf den für den grenzüberschreitenden Personen- und 
Warenverkehr bestimmten Wegen, die vom Hoheitsgebiet des 
Nachbarstaats zu seinen in den Gebietsstaat vorgeschobenen 
Grenzdienststellen führen, gelten die Vorschriften über die Grenz-
abfertigung beider Staaten mit der Maßgabe, daß die Bestim-
mungen des Ausgangsstaats vor denen des Eingangsstaats 
anzuwenden sind. 

(2) Die Einhaltung der Vorschriften beider Staaten ist durch die 
zuständigen Grenzdienststellen des Gebietsstaats zu überwa-
chen. Im Fall einer Verletzung dieser Vorschriften sind festgenom-
mene oder in Gewahrsam genommene Personen und beschlag-
nahmte Waren sowie Werte, die den Devisenbestimmungen 
unterliegen, zunächst den Grenzdienststellen des Ausgangs-
staats zur Durchführung der Grenzabfertigung zu übergeben. Die 
Bestimmungen des Artikels 7 bleiben unberührt. 

Artikel 9 

Personen, denen der Grenzübertritt von den Bediensteten des 
Eingangsstaats nicht gestattet wird, darf die Rückkehr in den 
Ausgangsstaat nicht verwehrt werden. Erforderlichenfalls sind sie 
von den Bediensteten des Ausgangsstaats zwangsweise zurück-
zubefördern. 

Artikel 10 

(1) Die zuständigen Grenzdienststellen der Vertragsparteien 
unterstützen sich bei der Grenzabfertigung nach diesem Vertrag 
gegenseitig. Sie tauschen auch personenbezogene Daten aus, 
wenn deren Übermittlung für die Durchführung der Grenzabferti-
gung erforderlich ist. 

(2) Soweit aufgrund dieses Vertrags nach Maßgabe des natio-
nalen Rechts personenbezogene Daten übermittelt werden, gel-
ten die nachfolgenden Bestimmungen: 

a) Die Nutzung der Daten durch den Empfänger ist nur zu dem 
angegebenen Zweck und zu den durch die übermittelnde 
Vertragspartei vorgeschriebenen Bedingungen zulässig; 

b) der Empfänger unterrichtet die übermittelnde Vertragspartei 
auf Ersuchen über die Verwendung der übermittelten Daten 
und über die dadurch erzielten Ergebnisse; 

c) personenbezogene Daten dürfen ausschließlich an die zu-
ständigen Grenzdienststellen sowie 

— in der Bundesrepublik Deutschland an die Strafverfol-
gungsbehörden und Gerichte in Strafsachen, 
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— in der Tschechischen Republik an die im Strafverfahren 
tätigen Behörden 

übermittelt werden. Die weitere Übermittlung an andere Stel-
len darf nur mit vorheriger Zustimmung der übermittelnden 
Stelle erfolgen; 

d) die übermittelnde Vertragspartei ist verpflichtet, auf die Rich-
tigkeit der zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlich-
keit und Verhältnismäßigkeit in bezug auf den mit der Über-
mittlung verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem 
jeweiligen nationalen Recht geltenden Übermittlungsverbote 
zu beachten. Erweist sich, daß unrichtige oder Daten, die nicht 
übermittelt werden durften, übermittelt worden sind, so ist dies 
dem Empfänger unverzüglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, 
die Berichtigung oder Vernichtung vorzunehmen; 

e) dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
vorhandenen Informationen sowie über den vorgesehenen 
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Eine Verpflichtung 
zur Auskunftserteilung besteht nicht, soweit eine Abwägung 
ergibt, daß das öffentliche Interesse, die Auskunft nicht zu 
erteilen, das Interesse des Betroffenen an der Auskunftsertei-
lung überwiegt. Im übrigen richtet sich das Recht des Betrof-
fenen, über die zu seiner Person vorhandenen Daten Auskunft 
zu erhalten, nach dem nationalen Recht der Vertragspartei, in 
deren Hoheitsgebiet die Auskunft beantragt wird; 

f) die übermittelnde Vertragspartei weist bei der Übermittlung 
der Daten auf die nach ihrem Recht geltenden Löschungsfri-
sten hin. Unabhängig von diesen Fristen sind die übermittelten 
personenbezogenen Daten zu löschen, sobald der Grund für 
ihre Übermittlung entfällt; 

g) die Vertragsparteien sind verpflichtet, die Übermittlung und 
den Empfang von personenbezogenen Daten aktenkundig zu 
machen; 

h) die Vertragsparteien sind verpflichtet, die übermittelten perso-
nenbezogenen Daten wirksam gegen unbefugten Zugang, 
unbefugte Veränderung und unbefugte Bekanntgabe zu 
schützen. 

(3) Wird jemand infolge der Übermittlung von Daten nach die-
sem Vertrag durch eine rechtswidrige Handlung geschädigt, so 
haftet ihm hierfür die empfangende Vertragspartei nach Maßgabe 
ihres innerstaatlichen Rechts. Sie kann sich im Verhältnis zum 
Geschädigten nicht darauf berufen, daß der Schaden durch die 
übermittelnde Vertragspartei verursacht worden ist. 

Abschnitt II 

Rechtsstellung 
der Bediensteten des Nachbarstaats 

Artikel 11 

Die Bediensteten des Nachbarstaats dürfen sich aufgrund eines 
mit Lichtbild versehenen Dienstausweises zu der Grenzdienst-
stelle begeben, bei der sie ihre dienstliche Tätigkeit im Gebiets-
staat durchzuführen haben. 

Artikel 12 

Die Bediensteten des Nachbarstaats, die aufgrund dieses Ver-
trags ihren Dienst im Gebietsstaat ausüben, können bei Aus-
übung des Dienstes ihre Dienstkleidung und ihre Dienstwaffe 
tragen sowie Diensthunde mitführen. Von der Waffe dürfen sie im 
Gebietsstaat nur im Fall der Notwehr Gebrauch machen. 

Artikel 13 

(1) Die strafrechtlichen Bestimmungen des Gebietsstaats zum 
Schutz seiner Bediensteten gelten auch für strafbare Handlungen 
gegen die Bediensteten des Nachbarstaats in Ausübung des 
Dienstes im Gebietsstaat oder in Zusammenhang mit diesem 
Dienst. 
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(2) Von strafbaren Handlungen, die von den Bediensteten des 
Nachbarstaats im Gebietsstaat begangen werden, ist die vorge-
setzte Dienststelle dieser Bediensteten durch die entsprechende 
Dienststelle des Gebietsstaats unverzüglich zu benachrichtigen. 

Artikel 14 

(1) Ansprüche auf Ersatz von Schäden, die Bedienstete des 
Nachbarstaats in Ausübung ihres Dienstes oder im Zusammen-
hang mit diesem Dienst im Gebietsstaat verursachen, unterstehen 
dem Recht des Nachbarstaats und sind vor dessen Gerichten 
geltend zu machen. Die Angehörigen des Gebietsstaats sind 
hinsichtlich solcher Ansprüche den Angehörigen des Nachbar-
staats gleichgestellt. 

(2) Wird ein Bediensteter des Nachbarstaats im Gebietsstaat 
während der Ausübung seines Dienstes oder im Zusammenhang 
mit diesem Dienst getötet oder verletzt oder wird eine Sache, die 
er mit sich führt oder an sich trägt, beschädigt oder vernichtet, so 
sind die Ansprüche auf Ersatz dieser Schäden nach dem Recht 
des Nachbarstaats zu beurteilen. 

(3) Zur Entscheidung über Schadensersatzansprüche nach Ab-
satz 2 sind die Gerichte jener Vertragspartei zuständig, auf deren 
Hoheitsgebiet das den Schaden verursachende Verhalten gesetzt 
worden ist oder in dem der Schädiger seinen ständigen Wohnsitz 
hat. Zuständig ist auch das Gericht, in dessen Bezirk der Kläger 
seinen ständigen Wohnsitz hat. 

Artikel 15 

(1) Alle zum dienstlichen Gebrauch bestimmten Gegenstände, 
welche die im Gebietsstaat tätigen Bediensteten des Nachbar-
staats ein- oder ausführen, bleiben frei von Zöllen und sonstigen 
Abgaben. 

(2) Frei von Zöllen und sonstigen Abgaben bleiben auch die 
Gegenstände des persönlichen Bedarfs einschließlich der Le-
bensmittel, welche die Bediensteten auf dem Wege zum und vom 
Dienst mit sich führen und während ihres dienstlichen Aufenthalts 
im Gebietsstaat benötigen. 

(3) Dienstfahrzeuge und eigene Fahrzeuge, mit denen Bedien-
stete des Nachbarstaats zur Ausübung ihres Dienstes in den 
Gebietsstaat fahren und in den Nachbarstaat zurückkehren, blei-
ben unter entsprechenden Kontrollmaßnahmen frei von Zöllen 
und sonstigen Abgaben. Die Leistung einer Sicherheit entfällt. 

(4) Ein- und Ausfuhrverbote sowie Ein- und Ausfuhrbeschrän-
kungen finden auf die in den Absätzen 1 bis 3 angeführten 
Gegenstände und Fahrzeuge keine Anwendung. 

Artikel 16 

(1) Die Bediensteten des Nachbarstaats, die aufgrund dieses 
Vertrags regelmäßig im Gebietsstaat beschäftigt werden, sind den 
entsprechenden Grenzdienststellen des Gebietsstaats vor Ent-
sendung schriftlich unter Angabe der Geburtsdaten und der Amts-
bezeichnung zu benennen. 

(2) Jede Vertragspartei wird ihre Bediensteten auf Verlangen 
der anderen Vertragspartei von der Verwendung in deren Hoheits-
gebiet ausschließen oder abberufen. 

Abschnitt Ill 

Rechtsstellung der 
in den Gebietsstaat vorgeschobenen 
Grenzdienststellen des Nachbarstaats 

Artikel 17 

(1) Die Vertragsparteien werden ihren vorgeschobenen Grenz-
dienststellen alle zur Grenzabfertigung notwendigen Befugnisse 
erteilen; die Abfertigungsbefugnisse für den Warenverkehr richten 
sich nach den Verkehrsbedürfnissen. 
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(2) Die Abfertigungsbefugnisse und die Öffnungszeiten der 
beiderseitigen Grenzdienststellen sind möglichst übereinstim-
mend festzusetzen. 

Artikel 18 

Die für die Grenzdienststellen des Nachbarstaats bestimmten 
Räume sind durch Amtsschilder und Hoheitszeichen kenntlich zu 
machen. Die Diensträume des Nachbarstaats sind mit Aufschrif-
ten in deutscher und tschechischer Sprache zu versehen. 

Artikel 19 

Die vorgeschobenen Grenzdienststellen haben innerhalb der 
ihnen zum Alleingebrauch zugewiesenen Räumlichkeiten das 
Recht, die Ordnung aufrecht zu erhalten und Personen, die gegen 
die Ordnung verstoßen, zu entfernen. Dabei leisten die zuständi-
gen Dienststellen und Bediensteten des Gebietsstaats auf Ersu-
chen Beistand. 

Artikel 20 

Die zum dienstlichen Gebrauch der vorgeschobenen Grenz-
dienststellen bestimmten Gegenstände bleiben im Ein- und Wie-
derausgang frei von Zöllen und sonstigen Abgaben. Ein- und 
Ausfuhrverbote sowie Ein- und Ausfuhrbeschränkungen finden 
auf diese Gegenstände keine Anwendung. 

Artikel 21 

(1) Dienstbriefe und Dienstpakete sowie dienstliche Geld- und 
Wertsendungen, die für vorgeschobene Grenzdienststellen be-
stimmt sind oder von diesen in den Nachbarstaat gesandt werden, 
dürfen durch Bedienstete des Nachbarstaats ohne Vermittlung 
der Postverwaltung und frei von Postgebühren befördert wer-
den. 

(2) Diese Sendungen unterliegen der Grenzkontrolle des Ge-
bietsstaats nur bei Verdacht einer strafbaren Handlung. Bei dieser 
Kontrolle sind Bedienstete des Nachbarstaats hinzuzuziehen. 

(3) Die Sendungen sollen zur Vermeidung von Mißbräuchen mit 
dem Dienststempel der absendenden Dienststelle versehen 
sein. 

Artikel 22 

Die von den Bediensteten des Nachbarstaats im Gebietsstaat 
bei der Grenzabfertigung amtlich eingenommenen oder dorthin 
amtlich mitgeführten Geldbeträge und die von ihnen beschlag-
nahmten oder eingezogenen Waren einschließlich sonstiger 
Werte, die den Devisenbestimmungen unterliegen, dürfen in den 
Nachbarstaat verbracht werden. 

Artikel 23 

(1) Der Gebietsstaat bewilligt gebührenfrei die Errichtung und 
den Betrieb der ausschließlich für die Tätigkeit der vorgeschobe-
nen Grenzdienststellen und für die Grenzabfertigung in Verkehrs-
mitteln während der Fahrt erforderlichen Fernmeldeanlagen, ein-
schließlich elektronischer Datenverarbeitungsanlagen, sowie de-
ren Verbindung mit den entsprechenden Anlagen des Nachbar-
staats. Etwaige Kosten für die Errichtung der Anlagen oder den 
Mietzins für ihre Benutzung trägt der Nachbarstaat. Der Betrieb 
dieser Anlagen gilt als interner Verkehr des Nachbarstaats. 

(2) Mit Ausnahme der in Absatz 1 genannten Fälle bleiben die 
Vorschriften beider Vertragsparteien über die Errichtung, Instand-
haltung und den Betrieb von Fernmeldeanlagen einschließlich 
elektronischer Datenverarbeitungsanlagen unberührt. 

(3) Die zuständigen Stellen der Vertragsparteien stimmen die 
gemäß Absatz 1 erforderlichen Maßnahmen miteinander ab. 

Artikel 24 

(1) Gewerbetreibende des Nachbarstaats sowie ihr Personal 
dürfen bei den vorgeschobenen Grenzdienststellen alle die Grenz- 
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abfertigung betreffenden Dienstleistungen erbringen, die sie im 
Nachbarstaat auszuüben berechtigt sind. Die Gewährung dieser 
Dienstleistungen richtet sich nach den Rechtsvorschriften des 
Nachbarstaats. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Gewerbetreibenden und ihr 
Personal sind vom Erfordernis einer zusätzlichen Gewerbe- und 
Arbeitserlaubnis des Gebietsstaats befreit. 

(3) Die organisatorisch-technischen Bedingungen für die Ge-
währung der Dienstleistungen durch die Gewerbetreibenden im 
Gebietsstaat können die zuständigen Behörden der Vertragspar-
teien unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse in den 
Vereinbarungen über die Durchführung der Grenzabfertigung ei-
ner Vertragspartei auf dem Hoheitsgebiet der anderen Vertrags-
partei regeln. 

(4) Die zuständigen Behörden des Gebietsstaats entscheiden in 
Abstimmung mit den zuständigen Behörden des Nachbarstaats, 
in welchen Fällen und in welchem Umfang diesen Gewerbetrei-
benden Büroräume oder Grundstücke zur Errichtung von Büroge-
bäuden bei den einzelnen Grenzdienststellen gegen Entgelt zur 
Verfügung gestellt werden. 

Abschnitt IV 

Bereitstellung von Diensträumen und Unterkünften 

Artikel 25 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien bestimmen 
im gegenseitigen Einvernehmen 

a) die für die Grenzdienststellen des Nachbarstaats benötigten 
Diensträume und Anlagen; 

b) die für deren Errichtung zu entrichtenden anteiligen Baukosten 
oder gegebenenfalls den Mietzins sowie die Vergütungen für 
Betriebskosten, wie zum Beispiel für Beleuchtung, Heizung, 
Reinigung. 

(2) Die Eisenbahnen des Gebietsstaats sind verpflichtet, einem 
Ersuchen des Nachbarstaats um Bereitstellung von Diensträumen 
und Unterkünften und um Gewährung sonstiger Leistungen für die 
Bediensteten der Grenzdienststellen des Nachbarstaats gegen 
eine zu vereinbarende Vergütung nachzukommen. 

(3) Die Eisenbahnen und die Schiffahrtsunternehmen haben die 
Bediensteten, die die Grenzabfertigung während der Fahrt durch-
zuführen haben, unentgeltlich zu befördern und ihnen die erfor-
derlichen Zugabteile oder Schiffskabinen unentgeltlich zur Verfü-
gung zu stellen. 

Abschnitt V 

Schlußbestimmungen 

Artikel 26 

Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung oder Anwen-
dung dieses Vertrags werden durch die zuständigen Behörden 
der Vertragsparteien beigelegt. Sollte es den zuständigen Behör-
den nicht gelingen, diese Meinungsverschiedenheit beizulegen, 
ist, soweit möglich, eine Regelung durch die Vertragsparteien 
herbeizuführen. 

Artikel 27 

Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien können im 
Rahmen dieses Vertrags die zu seiner Durchführung erforderli-
chen organisatorischen Maßnahmen unmi ttelbar abstimmen. 

Artikel 28 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die Ratifikationsur-
kunden werden so bald wie möglich in Prag ausgetauscht. 
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(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des dritten Monats in 
Kraft, der auf den Monat folgt, in dem die Ratifikationsurkunden 
ausgetauscht wurden. 

(3) Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er 
kann jederzeit schriftlich gekündigt werden. Die Kündigung wird 
zwölf Monate nach dem Tag wirksam, an dem sie der anderen 
Vertragspartei auf diplomatischem Wege zugegangen ist. 

Geschehen zu Fu rth i. Wald am 19. Mai 1995 in zwei Urschrif-
ten, jede in deutscher und tschechischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 

Theo Waigel 
Hartmut Hillgenberg 

Für die Tschechische Republik 
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Denkschrift zum Vertrag 

I. Allgemeines 

Der am 19. Mai 1995 in Fu rth im Wald unterzeichnete 
Vertrag soll den Übergang über die deutsch-tschechische 
Grenze erleichtern und beschleunigen. Zu diesem Zweck 
sieht er vor, daß Grenzdienststellen der einen Vertragspar-
tei oder deren Bedienstete die Grenzabfertigung auf dem 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei vornehmen kön-
nen mit dem Ziel, die Grenzabfertigung zusammenzule-
gen. 

Gleichartige Abkommen wurden mit Österreich (BGBl. 
1957 II  S. 581; 1979 II  S. 110; 1992 II S. 1198), Belgien 
(BGBl. 1958 II S. 190), Frankreich (BGBl. 1960 II S. 1533), 
den Niederlanden (BGBl. 1960 II S. 2181), der Schweiz 
(BGBl. 1962 II S. 877; 1991 II S. 291), Luxemburg (BGBl. 
1963 II S. 141), Dänemark (BGBl. 1967 II S. 1521) und 
Polen (BGBl. 1994 II S. 265) abgeschlossen. 
Der Vertrag ist ein Rahmenvertrag. In dem Vertrag werden 
die zuständigen Behörden der Vertragsparteien ermäch-
tigt, durch Vereinbarungen die Fälle, den Umfang und die 
Zonen zu bestimmen, in denen die Bediensteten der einen 
Vertragspartei die Grenzabfertigung auf dem Hoheitsge-
biet der anderen Vertragspartei vorzunehmen berechtigt 
sind. Sie können die Strecken für die Grenzabfertigung 
während der Fahrt in Zügen und auf Schiffen bestimmen 
sowie die Errichtung vorgeschobener Grenzdienststellen 
der einen auf dem Hoheitsgebiet der anderen Vertragspar-
tei vereinbaren. 

II. Besonderes 

Zu den Artikeln 1 bis 10 
Diese Artikel beinhalten die allgemeinen Bestimmungen 
über die Grenzabfertigung und ihre Zusammenlegung auf 
dem Hoheitsgebiet einer Vertragspartei (Artikel 1), die 
Definition der verwendeten Begriffe (Artikel 2), die anzu-
wendenden Vorschriften (Artikel 3 Abs. 1), die Reihenfolge 
bei der Abfertigung (Artikel 4 und 5), die Befugnisse der 
Grenzbediensteten (Artikel 6 und 7) und die gegenseitige 
Unterstützung der Grenzdienststellen der Vertragsparteien 
sowie die Übermittlung der für die Durchführung der Grenz-
abfertigung erforderlichen personenbezogenen Daten 
(Artikel 10). 

Die Grenzabfertigung im Sinne dieses Vertrags umfaßt 
alle Maßnahmen, die in den Vorschriften der Vertragspar-
teien für den Grenzübertritt von Personen und die Ein-, 
Aus- und Durchfuhr von Waren vorgesehen sind. Darunter 
fallen insbesondere die Zoll- und Außenwirtschaftsabfer-
tigung, die Paßnachschau sowie die Überwachung der 
Ein-, Aus- und Durchfuhrverbote oder -beschränkungen 
zum Schutz von Menschen, Tieren und Pflanzen. 

Die Zusammenlegung der Grenzabfertigung setzt voraus, 
daß die Grenzabfertigungsorgane des einen Staates 
(Nachbarstaat) auf dem Hoheitsgebiet des anderen Staa-
tes (Gebietsstaat) tätig werden können. Aufgrund des Ver-
trags dürfen deshalb die Bediensteten des Nachbarstaates 

alle Vorschriften ihres Staates über die Grenzabfertigung 
und die sich aus diesen ergebenden Befugnisse anwen-
den (Artikel 6). Zu diesen Befugnissen gehört auch das 
Recht der Festnahme, Ingewahrsamnahme, Zurückwei-
sung und das Recht zur Verbringung in den Nachbarstaat 
(Artikel 7 Abs. 1). Die Vertragsparteien haben sich wäh-
rend der Verhandlungen zu dem Vertrag über die Eingriffs-
befugnisse ihrer Bediensteten und über den dagegen ge-
währten Rechtsschutz unterrichtet. Dieser Ausdehnung 
des hoheitlichen Bereichs des Nachbarstaates entspricht 
jeweils die Verpflichtung des Gebietsstaates, die danach 
zulässigen Einwirkungen des Nachbarstaates zu dulden. 
Die Anwendung des nachbarschaftlichen Rechts be-
schränkt sich auf das zur Wahrnehmung der Grenzabferti-
gungsfunktion erforderliche Maß. Im übrigen gilt das Recht 
des Gebietsstaates (Artikel 3 Abs. 1). 

Um zu vermeiden, daß sich die dienstlichen Verrichtungen 
der beiderseitigen Grenzabfertigungsorgane überschnei-
den, ist die Reihenfolge ihrer Amtshandlungen festgelegt 
(Artikel 4 und 5). In Übereinstimmung mit dem Grundge-
danken des Vertrags ist schließlich bestimmt, daß die 
zuständigen Grenzdienststellen der Vertragsparteien sich 
gegenseitig unterstützen. Dabei tauschen sie auch perso-
nenbezogene Daten aus, soweit diese für die Durchfüh-
rung der Grenzabfertigung erforderlich sind (Artikel 10 
Abs. 1). In Artikel 10 Abs. 2 wurden ins einzelne gehende 
Regelungen zum Schutz der zu übermittelnden Daten 
entsprechend den Grundzügen des Übereinkommens des 
Europarates für den Schutz des Menschen bei der auto-
matischen Verarbeitung personenbezogener Daten vom 
28. Januar 1981 aufgenommen. 

Zu den Artikeln 11 bis 16 

Diese Bestimmungen regeln die Rechtsstellung der Be-
diensteten des Nachbarstaates. Den Bediensteten werden 
besondere Erleichterungen für den Grenzübertritt und den 
Aufenthalt im Gebietsstaat (Artikel 11 und 16) sowie für die 
Mitnahme der zum dienstlichen und persönlichen Ge-
brauch bestimmten Waren gewährt (Artikel 15). Sie dürfen 
bei Ausübung ihres Dienstes im Gebietsstaat Dienstklei-
dung und Dienstwaffen tragen sowie Diensthunde mitfüh-
ren (Artikel 12). Um den Bediensteten des Nachbarstaates 
im Gebietsstaat eine ungestörte Dienstausübung zu er-
möglichen, ist sichergestellt, daß sie do rt  den gleichen 
strafrechtlichen Schutz wie die eigenen Bediensteten die-
ses Staates genießen (Artikel 13). Auch für Schadenser-
satzansprüche des Bediensteten und gegen den Bedien-
steten in Zusammenhang mit seinem Dienst gilt das Recht 
des Staates, dem der Bedienstete angehört (Artikel 14). 

Zu den Artikeln 17 bis 23 

In diesen Artikeln ist die Rechtsstellung der vorgeschobe-
nen Grenzdienststellen des Nachbarstaates geregelt. Um 
eine reibungslose Grenzabfertigung zu gewährleisten, ist 
vorgesehen, daß die zusammengelegten Grenzdienststel-
len ihre Abfertigungsbefugnisse und Öffnungszeiten über- 
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einstimmend festsetzen (Artikel 17). Die Grenzdienststel-
len des Nachbarstaates sind verpflichtet, ihre Diensträume 
durch Amtsschilder und Hoheitszeichen kenntlich zu ma-
chen (Artikel 18). Innerhalb der ihnen zum Alleingebrauch 
überlassenen Räume üben sie das Hausrecht aus (Arti-
kel 19). Die für ihren Dienstgebrauch bestimmten Waren 
sind von allen Ein- und Ausfuhrabgaben des Gebietsstaa-
tes befreit; Ein- und Ausfuhrverbote sowie -beschränkun-
gen finden auf diese Gegenstände keine Anwendung (Arti-
kel 20). Besondere Erleichterungen werden den Grenz-
dienststellen des Nachbarstaates bei der Beförderung von 
Dienstpost (Artikel 21), der Verbringung von amtlich einge-
nommenen Geldbeträgen und beschlagnahmten Waren in 
das eigene Staatsgebiet (Artikel 22) sowie für die Nach-
richtenübermittlung (Artikel 23) eingeräumt. 

Zu Artikel 24 
Dieser Artikel legt die Rechtsstellung der Gewerbetreiben-
den des Nachbarstaates — im wesentlichen der Grenzspe-
diteure — fest. Er soll sicherstellen, daß die Gewerbetrei-
benden des Nachbarstaates bei dessen vorgeschobenen 

Grenzdienststellen ihre Tätigkeiten in gleicher Weise wie 
im Nachbarstaat und nach seinen Rechtsvorschriften aus-
üben können, ohne daß sie und ihr Personal dafür einer 
zusätzlichen Gewerbe- und Arbeitserlaubnis des Gebiets-
staates bedürfen. 

Zu Artikel 25 
In diesem Artikel ist die gegenseitige Bereitstellung von 
Diensträumen und Anlagen einschließlich der damit ver-
bundenen anteiligen Baukosten oder Miete für die Grenz-
dienststellen sowie von Zugabteilen oder Schiffskabinen 
für die Bediensteten geregelt, die die Grenzabfertigung in 
Verkehrsmitteln während der Fahrt durchführen. 

Zu den Artikeln 26 bis 28 
Diese Artikel enthalten die Schlußbestimmungen über die 
Beilegung von Meinungsverschiedenheiten wegen der 
Auslegung des Vertrags (Artikel 26), über die unmi ttelbare 
Abstimmung von Maßnahmen vor Ort (Artikel 27) und die 
üblichen Vorschriften über Ratifikation, Inkrafttreten und 
Kündigung des Vertrags (Artikel 28). 


